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Sehr geehrte Leserin, 

sehr geehrter Leser, 

 

 

das ZEW kommt in einem neuen Format zu Ihnen. Wir freuen uns, Sie mittels eines 

Nachrichtenblattes über die Aktivitäten des Zentrums für Europäisches Wirtschafts-

recht sowie über die wissenschaftlichen Tätigkeiten seiner Mitglieder im Bilde halten 

zu können. 

 

 

 

Herzliche Grüße aus Bonn 

Ihr 

 

 

 

Prof. Dr. Dr.h.c.mult. Marcus Lutter 
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I. Die Vortragsreihe des Wintersemesters 2010 / 2011 

 

P !". D . L$%!& T'()* 

Karls-Universität Prag 

Überwindung des Territorialitätsprinzips  im Gemeinschaftsrecht 

 

Luboš Tichý ist Professor an der Juristischen Fakultät der Karls-Universität Prag und 

dort Direktor des Zentrums für Rechtsvergleichung. Er gehört zu den Pionieren des 

Europarechts in Tschechien und ist mit der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fa-

kultät der Universität Bonn in enger Kooperation verbunden.  

In seinem Vortrag „Die U$ berwindung des Territorialiätsprinzips in Europa“ im Rahmen 

der Vortragsreihe „Rechtsfragen der Europäischen Integration“ des Zentrums für Eu-

ropäisches Wirtschaftsrecht der Universität Bonn untersucht Professor Tichý die Ko-

operation der Kartellbehörden der EU-Mitgliedsstaaten nach der Verordnung Nr. 

1/2003/EG.  

Professor Tichý stellt die europäische verwaltungsverfahrensrechtliche Kooperation 

im Verhältnis der Mitgliedstaaten untereinander und im Verhätnis der Mitgliedstaaten 

zur Kommission dar. Ausgehend von den enstandenen unterschiedlichen Formen der 

horizontalen und vertikalen Verwaltungskooperation beschreibt er die Entwicklung 

von der Vorstellung eines begrenzten Raums der Verwaltungszuständigkeit hin zu ei-

ner weit verstandenen Kooperation, die ein gemeinsamenes Handeln der Verwaltungs-

behörden einschließlich der Kommission umfasst. Insbesondere geht Professor Tichý 

auf den Europäischen Transnationalen Akt (ETA) ein. Dieser durchbreche das Prinzip 

der staatlichen Territorialität durch seine transnationalen Wirkungen Bei einem sol-

chen Ansatz ließe sich eine Parallele zur extraterritorialen Anwendung nationaler Re-

geln unter dem Völkerrecht ziehen. Nach einer umfassenden Untersuchung der 

Rechtslage spricht sich Tichý für eine A$ nderung der Verordnung Nr. 1/2003/EG dahin-

gehend aus, dass die Rechtshandlungen der einzelnen nationalen Wettbewerbsbehör-

den als Europäischer Transnationaler Akt aufgefasst werden, um ein reibungsloses 

und effektives Funktionieren des europäischen Kartellrechts zu gewährleisten. 
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Leiter für vergleichende Rechtslehre Frankreich-Deutschland an der  

Universität Sorbonne in Paris 

Souveränität: Ein Vergleich der deutschen und französischen Perspektive 

 

Michel Fromont, Professor für öffentliches Recht und Leiter des Forschungsbereichs 

vergleichende Rechtslehre Frankreich-Deutschland an der Universität Sorbonne in Pa-

ris, zählt zu den pro%iliertesten Vertretern der Verfassungsrechtsvergleichung in Euro-

pa und ist ein herausragender Kenner des deutschen Staatsrechts. 

In seinem Vortrag „Souveränität, Verfassung, Europa: Ein Vergleich der deutschen und 

französischen Perspektive“ im Rahmen der Vortragsreihe „Rechtsfragen der Europäi-

schen Integration“ des Zentrums für Europäisches Wirtschaftsrecht der Universität 

Bonn setzt sich Professor Fromont mit dem Souveränitätsbegriff auseinander. Diesen 

sieht er sowohl in Frankreich als auch in Deutschland durch den Ausbau der EU und 

anderer internationaler Organisationen grundlegenden Wandlungen unterworfen und 

relativiert. 

Fromont vergleicht den Inhalt der Souveränität Frankreich und Deutschland anhand 

der U$ bertragung von Hoheitsrechten auf die Europäischen Union, indem er die U$ ber-

prüfung der Verfassungsmäßigkeit völkerrechtlicher Verträge durch die Verfassungs-

gerichte rechtsvergleichend darstellt. Hierbei treten die ganz unterschiedlichen Her-

angehensweisen des Bundesverfassungsgerichts und des Conseil constitutionnel deut-

lich hervor. Der Conseil constitutionnel kann die Verfassungsmäßigkeit eines völker-

rechtlichen Vertrags schon überpüfen, bevor der Vertrag dem Parlament vorlegt wird. 

Hierbei führe eine etwaige Verfassungswidrigkeit in der Regel zu einer A$ nderung der 

französischen Verfassung. Demgegenüber neige das BVerfG, das nur die Kompetenz 

zur U$ berprüfung des Zustimmungsgesetzes zu dem völkerrechtlichen Vertrag hat, zu 

einer verfassungskonformen Auslegung. Diese Praxis des BVerfG wird von Fromont 

kritisch bewertet. Ferner stellt Fromont die U$ berprüfung der Verfassungsmäßigkeit 

der Rechtsetzungsakte der Europäischen Union durch die Verfassungsgerichte dar. Da-

bei erkennt er die Parallele einer sorgsamen, jedoch sehr vorsichtigen Prüfung der 

Verfassungsmäßigkeit der europäischen Rechtsetzungsakte.  
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Humboldt-Universität Berlin 

Europäisches Volk, Europäisches Parlament,  Europäische Agenturen:  

Gibt es ein Demokratiede4izit ? 

 

Christoph Möllers, Professor für O$ ffentliches Recht an der Humboldt Universität Ber-

lin, beschäftigte sich mit den seit langen kontrovers diskutierten Fragen der demokra-

tischen Legitimation für die Entscheidungsprozesse in der Europäischen Union. Mit 

Blick auf die weitgreifenden Kompetenzen des Europäischen Parlaments und die Rolle 

der Europäischen Agenturen zeichnete er ein differenzierte Bild vom viel beklagten 

"Demokratiede!izit" in Europa. 
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Universität Köln 

und 
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Universität Münster, Wirtschaftsprüfer bei KPMG 

Stand und Perspektiven des Europäischen Bilanzrechts 

 

Seit der Verabschiedung der IAS-Verordnung bilden die kapitalmarktorientierten IFRS 

(International Financial Reporting Standards) einen festen Bestandteil des europäi-

schen (Konzern-)Bilanzrechts. Gleichzeitig legen die EU-Bilanzrichtlinien weiterhin 

den rechtlichen Rahmen der europäischen Rechnungslegung fest. Einige Mitgliedstaa-

ten haben inzwischen auch den Einzelabschluss auf IFRS umgestellt, andere – wie z.B. 

Deutschland – verlangen weiterhin die Aufstellung eines Jahresabschlusses nach har-

monisiertem nationalem Bilanzrecht (also z.B. nach HGB). Im Mittelpunkt der Veran-

staltung am 13.12.2010 stand die Frage der weiteren Entwicklung des europäischen 
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Bilanzrechts. Aus der Sicht der Wissenschaft zeigte Prof. Dr. Joachim Hennrichs 

(Universität zu Köln) zunächst einige Herausforderungen auf, die sich in der Zukunft 

bei einer verstärkten Anwendung von „Full-IFRS“ für den Rechtsanwender ergeben 

werden. Neben der mangelnden Prinzipienorientierung ging er dabei auch auf Demo-

kratiede%izite bei der Weiterentwicklung der Standards ein. Gleichzeitig sprach sich 

Hennrichs dezidiert gegen eine U$ bernahme der „IFRS für SMEs“ in das europäische Bi-

lanzrecht aus und plädierte stattdessen für eine Reform der europäischen Bilanzricht-

linien „mit Augenmaß“. In seinem Korreferat aus der Sicht der Praxis zeichnete Prof. 

Dr. Wienand Schruff zunächst die jüngsten Entwicklungen im europäischen Bilanzrecht 

nach und wies dabei auf den steten Bedeutungsverlust der EU-Bilanzrichtlinien hin. 

Ferner sei das europäische Bilanzrecht längst nicht mehr nur auf Gläubigerschutz 

durch Ausschüttungsbegrenzung fokussiert. Nach Ansicht von Schruff dominiert in-

zwischen der Anlegerschutz. Die in einigen Punkten durchaus abweichenden Positio-

nen der Referenten bildeten eine sehr gute Grundlage für die anschließende anregen-

de Diskussion mit dem Publikum.  
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Universität Münster 

Steuervergünstigungen und Beihilfeverbot 

 

Seit langem ist anerkannt, dass das europäische Beihilfeverbot nicht nur für direkte 

Subventionen, sondern auch für steuerliche Vergünstigungen gilt. Allerdings gestaltet 

sich die Abgrenzung zwischen „verbotenen“ Steuersubventionen und „erlaubten“ steu-

erlichen Ausnahmen im Einzelfall als durchaus schwierig. Ein aktuelles Beispiel hier-

für bildet das Verfahren zum deutschen Sanierungsprivileg beim Mantelkauf nach § 8c 

KStG. In seinem Vortrag am 10.1.2011 zeichnete Prof. Dr. Joachim Englisch (Universität 

Münster) die bisherige Rechtsprechung des EuGH zu Steuervergünstigungen nach und 

setzte sich eingehend mit den vom EuGH entwickelten Kriterien auseinander. Beson-

dere Schwierigkeiten – so Englisch – bereite dabei die Feststellung eines steuerlichen 

„Vorteils“, weil es insoweit eines Vergleichs mit der steuerlichen „Normalbelastung“ 

bedürfe. Ob bei diesem Vergleich auch der „innere Au%bau“ der Steuer zu berücksichti-

gen ist oder ob die steuerentlastende Wirkung einer Norm ausreicht, sei bisher nicht 
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abschließend geklärt. Die Beantwortung dieser Frage hat darüber hinaus auch Auswir-

kungen auf das Verhältnis der Merkmale „Vorteil“ und „Selektivität“. Besonders einge-

hend setzte sich Englisch mit verschiedenen Formen einer lediglich „mittelbaren“ und 

„regionalen Selektivität“ auseinander. Weitere Schwerpunkte des Vortrags bildeten 

mögliche Rechtfertigungsgründe für steuerliche Beihilfen nach Art. 107 AEUV sowie 

Fragen des Noti%izierungs- und Prüfverfahrens. Die anschließende Diskussion bot Ge-

legenheit, einzelne Problembereiche – insbesondere mit Blick auf das aktuelle Verfah-

ren zu § 8c KStG – im Gespräch mit dem Referenten zu vertiefen.  
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Universität Freiburg, Vorsitzender Richter am BGH 

Bestand und Entwicklungsperspektiven des Europäischen Lauterkeitsrechts - Har-

monisierung nur auf dem Papier ? 

 

Prof. Joachim Bornkamm, Vorsitzender Richter am I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs, 

thematisierte in seinem Vortrag den Stand und die Entwicklungsperspektiven der eu-

ropäischen Harmonisierung im Lauterkeitsrecht. 

Auszugehen ist von den traditionell unterschiedlichen Schutzkonzepten in Europa. So 

verfügen viele kontinentaleuropäische Mitgliedstaaten – wie Deutschland und Frank-

reich – über eine Generalklausel unlauteren Wettbewerbs (bzw. des allgemeinen De-

liktsrechts), auf deren Basis sich ein fortgeschrittenes Lauterkeitsrecht entwickeln 

konnte. Demgegenüber existieren insbesondere im Vereinigten Königreich nur punk-

tuelle lauterkeitsrechtliche Ansätze. Die diesbezügliche Regelung erfolgt hier in weiten 

Bereichen durch Selbstregulierung sowie durch verbraucherschützende Spezialinstru-

mente und einzelne Aktionen des common law, wie insbesondere die passing off action. 

Dem entsprechen die traditionell in England und Irland besonders liberalen lauter-

keitsrechtlichen Standards, denen die traditionell strengeren (in der Vergangenheit 

teils zweifellos zu strengen) Systeme auf dem Kontinent gegenüberstehen. Im Bereich 

des materiellen Lauterkeitsrechts ist aber – insbesondere aufgrund der Rechtspre-

chung des EuGH, des Bundesverfassungsgerichts und des Bundesgerichtshofs – mitt-

lerweile eine ganz deutliche Liberalisierungsbewegung auch in Deutschland erfolgt, 
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die sich in der Reform des UWG von 2004 kristallisiert hat und zu einer teilweise zu-

nehmenden Konvergenz im Rahmen angemessen liberaler Maßstäbe führt. 

Für den Teilbereich des verbraucherschützenden Lauterkeitsrechts ist nunmehr die 

Unlautere Geschäftspraktiken-RL von 2005 prägend, die in Deutschland 2008 umge-

setzt wurde. Die Richtlinie harmonisiert mit einer großen und zwei kleinen General-

klauseln (samt einem Anhang mit per se Verboten) den Bereich der irreführenden und 

aggressiven Geschäftspraktiken im Verhältnis von Unternehmen zu Verbrauchern ab-

schließend. Damit bleiben aber einerseits wesentliche Teilbereiche des Lauterkeits-

rechts nach deutschem Verständnis (so insbesondere der Rechtsbruchstatbestand und 

der ergänzende wettbewerbsrechtliche Leistungsschutz), die mehr die mitbewerber-

schützenden Aspekte des Lauterkeitsrechts betreffen, unharmonisiert. Andererseits 

ist zu berücksichtigen, dass eine nennenswerte Harmonisierung der Sanktionen im 

Lauterkeitsrecht bisher nicht erfolgt ist. Dies schmälert den Harmonisierungseffekt 

der Richtlinie nicht unerheblich. Das deutsche Durchsetzungssystem, das mit seiner 

Klageberechtigung für Mitbewerber und Verbände letztlich insbesondere die Mitbe-

werber zu „Organen“ der lauterkeitsrechtlichen Rechtsdurchsetzung macht, ist in die-

ser Hinsicht durchaus eine „Erfolgsgeschichte“. 
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Freie Universität Berlin, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater bei KPMG 

Aktuelle Überlegungen zu Fraud/Illegal Acts im Rahmen der  

Jahresabschlussprüfung unter besonderer Berücksichtigung der in der EU  

geltenden Prüfungsgrundsätze 

 

Nach den in den letzten Jahren bekannt gewordenen Bestechungsfällen (Siemens, 

MAN) und Kartellverstößen (ThyssenKrupp) ging es Prof. Schindler, Vorstandsmitglied 

der KPMG, in seinem Vortrag „Aktuelle U$ berlegungen zu Fraud/Illegal acts im Rahmen 

der Jahresabschlußprüfung“ um die Aufgaben des Abschlußprüfers in diesem Zusam-

menhang. Das Ergebnis seiner U$ berlegungen war deutlich: Der Abschlußprüfer hat 

nicht die Aufgabe, auf die Suche nach etwaigen Verstößen zu gehen – es sei denn, der 
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Aufsichtsrat habe ihn dazu besonders beauftragt. Stellt er solche Verstöße aber bei sei-

ner Tätigkeit fest, muß er das in seinen Prüfungsbericht an den Aufsichtsrat aufneh-

men und ggf. mündlich erläutern. Haben diese Verstöße Auswirkungen auf den Jahres-

abschluß und sind sie dort nicht berücksichtigt, muß er den Bestätigungsvermerk ein-

schränken oder gar versagen. 

Für die Aktionäre und die O$ ffentlichkeit, aber auch für den Aufsichtsrat ist mithin 

wichtig zu wissen, daß der uneingeschränkte Bestätigungsvermerk des Abschlußprü-

fers keine Garantie dafür ist, daß keine Verstöße stattgefunden haben. 

 

 

P !". D . V+ '(5 T &0+/<58 

Generalanwältin am Europäischen Gerichtshof 

Europäisches Verbraucherschutzrecht 

 

Frau Professor Dr. Verica Trstenjak sprach über die Entwicklungen des Europäischen 

Verbraucherschutzrechts. Ihre Analyse der Rechtsprechung des EuGH zeigt, dass die 

Vorschriften des Unionsrechts im Hinblick auf über das Internet abgeschlossene Ver-

träge eine Vielzahl von Auslegungsproblemen aufwerfen, die der EuGH und die natio-

nalen Gerichte gemeinsam einer gerechten Lösung zuführen müssen. Auch wenn die 

jeweiligen Urteile die Rolle des EuGH bei der Suche nach einem solchen gerechten 

Ausgleich hervorheben, darf die Bedeutung der nationalen Gerichte beim Finden eines 

angemessenen Interessenausgleichs nicht unterschätzt werden. 

 

 

II. Symposium zu den Rechtsfragen des Europäischen Finanzraumes 

 

Am 18. März 2011 fand im Stucksaal des Poppelsdorfer Schlosses ein Symposium 

statt, das aktuellen Fragen des Europäischen Finanzraums gewidmet war. 
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Der erste Teil des Symposiums war Fragen einer Insolvenzordnung für die Mitglied-

staaten der Europäischen Union gewidmet. In seinem Vortrag "O$ konomische Aspekte 

einer Insolvenzordnung für die Mitgliedstaaten" begründete Prof. Dr. Jürgen von Ha-

gen, Universität Bonn, aus ökonomischer Sicht die Notwendigkeit einer solchen Insol-

venzordnung.  während Priv.-Doz. Dr. Kai vonLewinski die "Aspekte einer Staateninsol-

venz in der Europäischen Union" in rechtlicher Perspektive ausleuchtete. 

Im zweiten Teil des Symposiums ging es um die neue europäische Aufsichtsarchitektur 

im Finanzbereich. Jan Ceyssens, EU-Kommission, stellte die neuen Aufsichtsregelun-

gen im einzelnen vor. Thomas Schmitz-Lippert, Abteilungsleiter bei der Ba%in, sowie 

Arne Wittig, Che%justitiar der Deutschen Bank, bewerteten die neuen Regelungen aus 

der Sicht der natuionalen Au%ischt sowie der Bankpraxis. 

 

III.  Symposium zu den Grundfragen bei der Fortentwicklung der Europäischen 

 Union 

 

Am 27. April 2012 veranstaltet das Zentrum für Europäisches Wirtschaftsrecht ein 

Symposium zu Grundfragen bei der Fortentwicklung der Europäischen Union. Das 

Symposium setzt die folgenden Themenschwerpunkte: "Das Zusammenspiel der euro-

päischen Grundrechte: Allgemeine Rechtsgrundsätze, Grundrechte-Charta und die 

EMRK"; "Die Entwicklung des Sozialen Europas" und "Die Zukunft der Wirtschafts-und 

Währungsunion". Als Referenten wirken u.a. mit: Judge Konrad Schiemann (EuGH), 

Prof. Dr. Manfred Neumann, Prof. Dr. Jürgen Stark, Prof. Dr. Daniel Thym, Prof. Dr. Gra-

benwarter (Wien) und Prof. Dr. Wyrszykowski (Warschau).  

Es ergeht zu gegebener Zeit eine gesonderte Einladung.  

 

IV.  Ausblick auf die kommende Vortragsreihe des Wintersemester 2011 / 2012 

 

Auch für das kommende Wintersemester lässt unsere Vortragsreihe zu den Rechtsfra-

gen der Europäischen Integration hochkarätige Themen und Referenten erwarten. Die 

Bandbreite reicht von einem Symposium zum Europäischen Binnenmarkt sowie der 

damit verbundenen, sozialen Dimension über die Fragestellung einer möglichen Steu-
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erhoheit der Europäischen Union bis hin zu den Grenzen europäischer Rechtsfortbil-

dung. Auch laden wir Sie dazu ein, sich gemeinsam mit uns den Fragen einer europäi-

schen Corporate Governance oder auch den Entwicklungen des europäischen Verbrau-

cherschutzes zu stellen. Weiterhin stehen Fragen der Zuständigkeit für Schadenser-

satzklagen bei Kartellverstößen in Europa auf der Agenda wie auch die Fortentwick-

lung des bereits im vergangenen Jahr begonnenen Diskussionsthemas um Google-

book-search: Aus urheberrechtlicher Seite soll der Fokus auf Initiativen aus Deutsch-

land und Europa zur Behandlung verwaister Werke bei der Digitalisierung im Internet 

gelegt werden. Eine weitere steuerrechtliche Dimension unserer Reihe bietet darüber 

hinaus ein Vortrag zu gemeinsamen konsolidierten Körperschaftssteuerbemessungs-

grundlagen.  

Es erfolgt hierzu eine gesonderte Einladung, die wir Ihnen auf dem Postweg übersen-

den. Sie können diese ebenfalls auf unserer Internet-Präsenz abrufen, auf der sich 

auch die Druckversionen der vergangen Vorträge zum Download %inden. 

 

V.  Workshop in Kooperation mit der Waseda-Universität, Tokyo 

 

Am 7. Dezember 2011 organisiert das Zentrum einen Workshop mit Kollegen der Wa-

seda-University in Tokyo über gemeinsame Fragen des europäischen und internatio-

nalen Wirtschaftsrechts (des Wettbewerbsrechts und Welthandelsrechts, des Bank- 

und Währungsrechts, des Energierechts und des Agrarrechts). An diesem Workshop 

werden auch die Rektoren der Waseda-University und der Universität Bonn teilneh-

men. 

 

VI.  Das akademische Jahr 2010/2011 in der Deutschen Rechtsschule Warschau 

 

Im Jahr 2010/2011 hat die Deutsche Rechtsschule in Warschau ihren einjährigen Kurs 

für deutsches und europäisches Recht zum fünfzehnten Mal organisiert. Im 15. 

Jahrgang haben an dem Kurs 33 Studierende teilgenommen. Sechs Studenten haben 

den Kurs mit Auszeichnung und zwölf mit gut abgeschlossen. Mindestens 3 Studenten 

haben danach ein Stipendium für ein LL.M.-Studium in Bonn erhalten.  
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Im September 2010 hat die DRS den Sommerkurs organisiert, den junge 

Wissenschaftler aus der Uni Bonn geleitet haben: Florian Huerkamp sowie Tobias 

Brenner. Die Grundlagen des deutschen öffentlichen und Privatrechts haben ca. 15 

Kursteilnehmer kennengelernt.  

Am 14. Oktober 2010 fand die feierliche Eröffnung des akademischen Jahres der DRS 

statt. Der Festredner war Prof. em. Dr. Dr. h.c. mult. Dieter Grimm, der den Festvortrag 

"Die Einheit der Rechtsordnung- noch ein erfüllbares Postulat?" gehalten hat. Einen 

Tag später, am 15. Oktober, fand dann das dritte Treffen der Absolventen der DRS statt, 

an dem ca. 50 Absolventen teilgenommen haben.  

Eines der wichtigsten Ereignisse im Studienjahr 2010/2011 war die Konferenz am 

2.06.2011 anläßlich des 80. Geburtstags von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Marcus Lutter, dem 

Gründer der DRS. Das Thema der Konferenz war „Aktuelle Tendenzen im deutschen 

und polnischen Konzern- und Gesellschaftsrecht“. Referenten waren: Prof. Dr. Barbara 

Grunewald, Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Peter Hommelhoff, Prof. Dr. Stanislaw Sołtysiński, 

Prof. Dr. Andrzej Szumański, Prof. Dr. Detlef Kleindiek, Prof. Dr. Adam Opalski, Prof. Dr. 

Aleksander Kappes sowie dr Krzysztof Oplustil. Die Ehrenschirmherrschaft über die 
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Zentrums für Europäisches Wirtschaftsrecht  

der Universität Bonn 
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Forschungsbericht der Mitglieder 

 

 

   Leitung:  Prof. Dr. Dr. h.c. Ulrich Everling   

      Prof. Dr. Meinhard Heinze † 

      Prof. Dr. Matthias Herdegen 

      Prof. Dr. Ulrich Huber 

      Prof. Dr. Rainer Hüttemann, Dipl.-Volksw. 

      Prof. Dr. Christian Koenig, LL.M. 

      Prof. Dr. Matthias Leistner, LL.M. 

      Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Marcus Lutter (Sprecher) 

      Prof. Dr. Wulf-Henning Roth, LL.M. (Gfd. Direktor) 

      Prof. Dr. Dres. h.c. Karsten Schmidt 

      Prof. Dr. Gregor Thüsing, LL.M. 

      Prof. Dr. Gerhard Wagner, LL.M. 

      Prof. Dr. Daniel Zimmer, LL.M. 
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Prof. Dr. Dr. h.c.mult. Marcus Lutter 

 

Sprecher des Zentrums für Europäisches 

Wirtschaftsrecht 

 

 

I.  Bücher und Monogra!ien 

Herausgabe (zusammen mit Hommelhoff) und Mit-Bearbeitung des SE-Kommentars 

(Kommentar zur Europäischen Aktiengesellschaft, SE-VO, SEAG, SEBG, Steuerrecht), 

Köln 2008 

Völlige Neubearbeitung (zusammen mit Bayer und Schmidt) der 5. Au%lage des 

„Europäischen Unternehmensrechts“, Berlin 2011 (derzeit im Druck) 

Ein Grünbuch der Kommission zur Corporate Governance, in KPMG, Audit Committee 

Quarterly II 72011, S. 10 ff. 
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Prof. Dr. Dr. h.c. Ulrich Everling  

 

 

 

 

 

 I. Bücher und Monogra!ien 

The European Union as a Federal Assoziation of States and Citizens,in: Principles of 

European Constitutional Law, Edited by Armin von Bogdandy and Jürgen Bast, Revised 

second edition, Hart: Oxford, and Beck: München,  2010, S. 701-734.  
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Bankenaufsicht im Europäischen Verbund/Banking Supervision within the European 
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Was die EU-Verträge wirklich zum Bail-out sagen, Handelsblatt vom 17. März 2010, S. 

7. 

The concept of Sovereignty, in: Lubos Tichy/Tomas Dumbrovsky et al. (Hrsg.), Sover-

eignty and Integration, Charles University Prag, Prag, 2010, S. 26 – 31. 

Gefesselter Gulliver in Europa? Zu den deutschen Möglichkeiten nach dem Urteil zum 
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Steuerrecht, Bd. 33 der Veröffentlichungen der Deutschen Steuerjuristischen Gesell-
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im nationalen Prozessrecht, EuZW 18/2011, S. 702-707 

Koenig, Christian: "Better Downstream Regulation through a more re%ined State Aid 

Law Approach!", EStAL 3/2011, Editorial. 

Gesterkamp, Stefan / Hellstern, Mara / Koenig, Christian: "Wettbewerberschutz gegen 

Quersubventionen im Rahmen von Rekommunalisierungsstrategien am Beispiel des 

Abfallrechts", WRP 8/2011, Seiten 1047-1051. 



 

23 

Koenig, Christian / Bovelet, Caroline: "Sportwetten und Online Glücksspiel nach dem 
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Koenig, Christian / Visbeck, Eveline: "Verursachungsgerechte Kostenverteilung der 

keineswegs neutralen "Google-Effekte"", MMR 76/2011, Seiten 443-447  

Koenig, Christian / Hellstern, Mara: "Unterlassungs- und Beseitigungsansprüche nach 
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Juni 2010: Sozialversicherung und europäisches Vergaberecht, Sozialversicherungs-

rechtliches Symposium an der Universität Bonn. 

Juni 2010: Die Einwirkung des Unionsrechts auf das deutsche Privatrecht, Deutsche 

Richterakademie Trier. 
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Deliktsrecht (zusammen mit Hein Kötz) 11. Au%l., Verlag Franz Vahlen, München 2010 . 

  

 



 

34 

 

Prof. Dr. Daniel Zimmer, LL.M. 

Direktor des  

Institutes für Handels– und Wirtschaftsrecht 

 

 

 

I.  Bücher und Monogra!ien 

Gutachten G zum 68. Deutschen Juristentag: Welche Regelungen empfehlen sich für 

den Deutschen Finanzsektor ?, Berlin 2010, Verlag C. H. Beck, G 9-97. 

Beitrag der Verhaltensökonomie (Behavioral Economics) zum Handels– und Wirt-

schaftsrecht (herausgegeben von Holger Fleischer und Daniel Zimmer); darin: Verhal-

tensökonomie als Forschungsinstrument für das Wirtschaftsrecht (gemeinsam mit 

Holger Fleischer und Klaus Ulrich Schmolke), Verlag Recht und Wirtschaft, Frankfurt 

a.M. 2011. 

 

II.  Aufsätze und Beiträge in Büchern 

Insiderverzeichnisse, in: Festschrift für Uwe Hüffer zum 70. Geburtstag (Hrsg. Peter 
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 Die Banken-Beihilfenkontrolle der Europäischen Kommission: Wettbewerbsschutz o-

der Marktdesign? (Daniel Zimmer und Martin Blaschczok) in: Wirtschaft und Wettbe-

werb (WuW), 2010, 142-157. 
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